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VOM TAGE
Robertson aus London zurück. Der britische

Hohe Kommissar Sir Brian Robertson ist am
Freitag nachmittag von London nach Frank¬
furt zurüdegekehrt , nachdem er zuvor Außen¬
minister Bevin über die politische Lage in der
Bundesrepublik berichtet hatte . (DND)

Russischer Minister amtsenthoben. Der rus¬
sische Minister für Fischerei wurde seines
Amtes enthoben. Eine im Januar veröffent¬
lichte Statistik zeigte, daß der Ertrag der rus¬
sischen Fischerei im Jahre 1948 um fünf Pro¬
zent geringer ausfiel , als vorgesehen war.

Der „Schnurrbart -Prozeß“. In einem Ge¬
richtsverfahren , das von der Bevölkerung als
„Schnurrbart -Prozeß“ bezeichnet wurde, ver¬
urteilte das Perleberger Gericht drei Kran¬
kenschwestern zu Gefängnisstrafen.

' Diese
Schwestern sollen im Krankenhaus Perleberg
die Bilder des Oszonen -Staatspräsidenten
Pieck mit einem Stalinschen Schnurrbart ver¬
sehen haben . W.

Ehemaliger Gauleiter in Argentinien. Der
frühere Gauleiter und Reichsstatthalter von
Steiermark , Dr. Uiberreither befindet sich seit
Ende 1948 in Argentinien , wie aus einem Pro¬
tokoll des Prager Volksgerichts hervorgeht. Er
wurde 1945 in Dachau interniert und sollte in
Nürnberg vor Gericht gestellt werden. Seit
1947 war er spurlos verschwunden. (DND)

Britische Antarktisforscher gerettet . Die —
wie berichtet — auf der Stoningsinsel in der
Antarktis von der Außenwelt abgeschnittenen
fünf britischen Wissenschaftler sind von einem
Flugzeug des britischen Schiffes „John Bis-
cow“ gerettet worden. (DND)

König Faruk will heiraten . Wie zuverlässig
aus Kairo verlautet , will König Faruk von
Ägypten am 11 . Februar , seinem Geburtstag,
die 16jährige Beamtentochter Narriman Sadeck
heiraten . Die Hochzeitsfeierlichkeiten werden
voraussichtlich im engsten Kreise stattfinden.

Adenauer: „Sieg der Faulheit“
Nur kurze Kabinettssitzung — Auch der

Bundesrat tagte
Vonunserem D N D - Korrespondenten

v.W. Bonn . Die Kabinettssitzung am Frei¬
tag, die durch den gleichzeitig tagenden Bun¬
destag ziemlich stark gedrosselt werden
mußte , war nur kurz.

Wie der stellvertretende Bundespressechef.
Dr. B ö x , erklärte , beschäftigte sich das Ka¬
binett noch einmal mit der Auswirkung der
Arbeitslosenbeschaffungsdebatte des Bundes¬
tags am DoÄnerstagund beriet darüber , welche
Ministerien für die Ausarbeitung des neuen
Regierungsprogrammes mit dem Ziel
der Vollbeschäftigung zuständig seien .

Während der Sitzung kam auch das Verhal¬
ten der Abgeordneten während der Nachtsit¬
zung des Bundestags zur Sprache. Bekanntlich
mußte bei dieser Sitzung die Rechtskoalition
— um eine Niederlage bei der Abstimmung
zu vermeiden — Stimmenenthaltung üben,
weil ein Teil der Abgeordneten nicht mehr
im Saal anwesend war . Kurz nach Beendigung
der Sitzung hatte Bundeskanzler Adenauer
in seiner Eigenschaft als Mitglied der CDU/
CSU-Fraktion den Sieg der Opposition als
„Sieg der Faulheit “ bezeichnet, womit er das
Verhalten seiner Abgeordneten-Kollegen der
Regierungsparteien meinte, die die lange
Nachtsitzung nicht durchgehalten hatten.

Bei der Kabinettssitzung wurde über diese
Tatsache noch einmal gesprochen und der
dringende Wunsch geäußert , daß die Abgeord¬
neten die ihnen von den Wählern auferlegte
Pflicht erfüllen möchten.

Gleichzeitig beschäftigte sich das Kabinett
mit einem Gesetzentwurf über ein Verfas¬
sungsgericht. Der Entwurf sieht u .a . • die ge¬
setzmäßige Verankerung des Beschwerde¬
rechts bei Verfassungswünschen vor, wie es in
angelsächsischen Ländern bereits besteht. Ein¬
zelheiten liegen noch nicht vor.

W oh n u n g s ba u g e s et z genehmigt
Gleichzeitig mit dem Bundestag tagte auch

der Bundesrat , der für seine 13 . Sitzung
eine umfangreiche Tagesordnung mit 24 Punk¬
ten aufgestellt hatte .

Die Mehrzahl der Gesetzentwürfe, die durch¬
weg vor dem Bundestag schon verhandelt
wurden , fand die Zustimmung, lediglich bei
dem Wohnungsbaugesetz kam es zu einer län¬
geren Aussprache, da hier der Wiederaufbau¬
ausschuß eine Reihe von Abänderungsanträgen
vortrug , die den Ländern mehr Recht sichern .
Diese Bedenken wurden durch die Erklärung
von Bundesaufbauminister Wildermuth nicht
beseitigt, so daß der Bundesrat schließlich dem
Wohnungsbaugesetz nur unter Berücksichti¬
gung der von den Ländern gewünschten Ein¬
schränkungen zustimme.

Der Bundesrat genehmigte u. a . die Anord¬
nung über die Stundung und Vergütung von
Tabaksteuern für Zigarren , die eine Verbilli¬
gung der Zigarren haben wird , das Gesetz
über den Lohnsteuerjahresausgleich, das Ge¬
setz über die Errichtung einer Bundesstelle
für den Warenverkehr , ferner das Gesetz über
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiete der
Seeschiffahrt und stimmte der Gewährung
eines Kredites von 150 Millionen DM zur För¬
derung des Wiederaufbaus einer deutschen
Handelsflotte zu .

M.c Cloy zum „Pfingstmarsch “
„Am 1. Juni wird Westberlin noch immer

bestehen und wir werden auch noch hier sein“
Berlin (DND). Der amerikanische Hobe

Kommissar John J . McCloy erklärte am Frei¬
tag, er hoffe , daß der Berliner Magistrat mit
Unterstützung des amerikanischen Stadtkom¬
mandanten dem geplanten Pfingstmarsch der
kommunistischen Jugend auf Berlin erfolg¬
reich begegnen werde.

McCloy wiederholte die Erklärung des
amerikanischen Stadtkommandanten , General
Taylor , daß amerikanische Truppen für
die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
eingesetzt würden , falls es der deutschen Po¬
lizei nicht mehr möglich sei , der Lage Herr
zu werden. „Am 1 . Juni “

, so schloß der Hohe
Kommissar, „wird Westberlin noch immer be¬
stehen, und wir werden auch noch hier sein .“

McCloy kündigte ferner für den Fall der
fortlaufenden sowjetischen Verkehrsbeschrän¬
kung amerikanische Gegenmaßnahmen an. Er
lehnte es jedoch ab, sich über die Art dieser
Maßnahmen zu äußern .

Der Uberlandverkehr zwischen Berlin und
der Bundesrepublik war am Freitag ziemlich
normal. Dagegen wird die Kanalschiffahrt von
und nach Berlin in Kürze einigen Einschrän¬
kungen unterworfen sein. In einer Bekannt¬
machung der Ostzonenbehörden heißt es , daß
Reparaturarbeiten an einer Schleuse in etwa
zehn Tagen beginnen werden . Vertreter der
britischen Behörden erklärten am Freitag ,

die in Frage kommende Schleuse scheine in
der Tat reparaturbedürftig zu sein .
Dertinger Nachfolger Nuschkes ?

Nachdem die führenden Männer der Ost¬
CDU Und Ost-LDP nach Westdeutschland ge¬
flüchtet sind, soll , wie in Berlin verlautet , ein
Führungswechsel bei den beiden Parteien be¬
vorstehen. Als Nachfolger von Otto Nuschke
(Ost-CDU) wird der Außenminister der Ost-
zonen -Republik Dertinger genannt . Die
Führung der Ost-LDP soll von deren stell¬
vertretendem Vorsitzenden übernommen wer¬
den .

Der Leiter der Kriminalpolizeizweigstelle
Kottbus, ein SED-Mitglied, ist nach Westber¬
lin geflüchtet . Er erklärte , er könne die Ver¬
antwortung für die Vorgänge in der Ostzone
nicht mehr teilen.

Die Wahl — „ein Schwindel “
Die amtliche Nachrichtenagentur des Ost¬

zonenregimes gab am Freitag bekannt , daß die
Wahlen für den neuen Studentenverband an
den Universitäten und Hochschulen der Ost¬
zone bisher eine überwältigende Mehrheit zu¬
gunsten der von den Kommunisten unter¬
stützten Kandidaten ergeben hätten . Aus si¬
cherer Quelle erfährt man aber, daß mehr als
die Hälfte der Studenten an der Humbold-
Universität ungültige Stimmzettel abgaben.
Zahlreiche geheim im Universitätsgebäude
verteilte Flugblätter bezeichneten die Wahl als
einen Schwindel .

Lärmszenen im Bundestag
Treibstoff-Debatte „unter Druck der Straße“
— Demonstrierende Kraftfahrer umlagerten
Bannmeile - Ordnungsrufe am laufenden Band
Von unserem DND - Korrespondenten

v.W. Bonn . Tausende von Kraftfahrern de¬
monstrierten am Freitag vormittag in Bonn
gegen die Erhöhung der Kraftstoffpreise . Die
Fahrzeugkolonnen konnten jedoch nicht, wie
vorgesehen, am Bundeshaus Vorfahren, da die
Umgebung des Parlaments durch dichte Poli¬
zeiketten abgesperrt war.

Die Erörterung der Treibstoff - Frage ,
mit der sich die von der vorangegangenen
Nachtsitzung stark ermüdeten BunViestagsab-
geordneten in ihrer Vormittagssitzung be¬
schäftigten, stand trotzdem etwas unter dem
„Drude der Straße “ , denn auf dem Franken¬
platz sprach zur gleichen Zeit ein Redner der
demonstrierenden Kraftfahrer protestierende
Worte , die durch eine Lautsprecheranlage auch
vor das Bundeshaus gebracht wurden , zu dem
noch das Gehupe der vor der Bannmeile hal¬
tenden Autos immer wieder herübertönte .

Während dieser Zeit beschäftigte sich das
Haus mit dem Antrag der WAV, betreffend
Benzinpreiserhöhung, und dem der KPD , be¬
treffend Mißbilligung der Anordnung des
Bundeswirtschaftsministers auf Erhöhung der
Mineralpreise. Bundesfinanzminister S c h ä f -
fer erklärte dazu, daß eine Beibehaltung
des bisherigen Benzinpreises nur möglich sei.
wenn man eine Sondersteuer erhebe.

Das Haus tobt
Hierbei war das Parlament noch verhältnis¬

mäßig ruhig . Es fing aber an zu toben, als der
FDP -Abgeordnete Euler Absetzung dieses
Punktes von der Tagesordnung forderte , weil
man „unter dem Druck der Straße“ solche
Dinge nicht beraten könne. Die Stimmung
wurde immer lebhafter , als der SPD -Abge-
ordnete Seuffert ironisch feststellte , daß
die Bundesregierung — die tatsächlich eine
Kabinettssitzung durchführte — „stark vertre¬
ten sei“ ; nicht einmal der Verkehrsminister
beteilige sich durch Anwesenheit an diesem
wichtigen Tagesordnungspunkt . Die Opposi¬
tion nahm diese Feststellung mit Lärm zur
Kenntnis, so daß der Vizepräsident des Bun¬
destages, Dr. Hermann Schäfer, darum bitten
mußte, den Verlauf der Sitzung nicht daüernd
zu stören.

Daraufhin meldete sich der WAV-Führei
L o r i t z zur Geschäftsordnung und wider¬
setzte sich „mit aller Entschiedenheit“ dem
Vertagungsantrag . Der KP-Abgeordnete Ri¬
sche bezeichnete den ganzen Vorgang als
eine „Selbstentmannung des Parlaments “ . Der
FDP -Abgeordnete Rademacher wandte
sich gegen den Antrag seines Parteikollegen
Euler. Er empfahl , die Debatte abzubrechen
und sie erst wieder zu beginnen, wenn die de¬
monstrierenden Kraftfahrzeugkolonnen abge¬
zogen seien .

Vizepräsident Schäfer versuchte zunächst,
eine Abstimmung durch Handaufheben durch¬
zuführen. Dabei stellte sich aber heraus , daß
eine Mehrheit für den Vertagungsantrag nicht
klar ausgezählt werden konnte . Auch Profes¬
sor CarloSchmid wandte sich gegen den
Euler-Antrag mit der Feststellung , daß eine
neue Sitzung nur beantragt werden könne,
wenn damit keine Bedingungen verknüpft
seien . Darauf zog Euler seine Bedingungen für
die Anberaumung einer neuen Sitzung (den
Abzug der Kraftfahrzeugkolonnen aus Bonn )
zurück .

Wieder „Hammelsprung “
Bei der anschließenden Abstimmung durch

„Hammelsprung“ ergab sich, daß 165 Abge¬
ordnete für die Vertagung , 140 dagegen waren,

während sich drei der Stimme enthielten. Die
Auszählung zeigte zugleich , daß an der Be¬
ratung dieses wichtigen Punktes nur 308 Ab¬
geordnete von 402 teilnahmen — ein Beweis
dafür , wie „lebhaft“ sich die Volksvertreter
an den Sitzungen beteiligen.

Zum Schluß der Sitzung erteilte Vizepräsi¬
dent Dr. Schäfer verschiedene Ordnungs -
r uf e. Er bedachte mit einem davon den Abge¬
ordneten Renner , der den FDP-Vertreter
Eu êr als „US-Euler“ bezeichnet hatte . Einen
weiteren Ordnungsruf bekam der Abgeord¬
nete Schüttler , der Loritz als „Narr“ be¬
zeichnet hatte . Schüttler stellte dazu fest, daß
er diesen Ausdruck zwar gebraucht habe, aber
bedauere, und erklärte als Banknachbar von
Loritz, dessen Verhalten, sei in unmittelbarer

' Gegenwart „nicht mehr zu ertragen “.
Zu Beginn der Sitzung hatte der Bundestag

in zweiter und dritter Lesung das Gesetz über
die Berlinhilfe verabschiedet. Die kommu¬
nistische Fraktion stimmte gegen das Gesetz ,
die Bayernpartei enthielt sich der Stimme.

Die Sitzung hinterließ bei den Zuhörern den
Eindruck, daß man es gelegentlich mit einer
„Kinderschar“ zu tun hatte , die sich unter
dem Motto : „Ich bins nicht gewesen, Herr
Lehrer“ gegenseitig den Pelz wusch .

Preiserhöhung angenommen
In der Nachmittagssitzung, die um 16 Uhr

begann, beschäftigte man sich erneut mit den
Treibstoffpreisen. Inzwischen waren die aus
allen Teilen des Bundesgebiets auf Lastkraft¬
wagen nach Bonn gekommenen Demon¬
stranten wieder abgefahren . Nach
einer lebhaften Debatte, die sich wiederum
über mehrere Stunden hinzog, wurde schließ¬
lich mit Stimmenmehrheit der Antrag des
Ausschusses für Wirtschaftspolitik ange¬
nommen , der eine Erhöhung der Treibstoff¬
preise auf 53 Pfennig je Liter Vergaserkraft¬
stoff und 38 Pfennig je Kilogramm Diesel¬
kraftstoff vorsieht. Für den Antrag stimmten
die Regierungsparteien, während die Oppo¬
sition sich gegen den Antrag entschied.

*
In der Nacht zum Freitag hatte der Bundes¬

tag nach zehnstündiger Sitzung den sozial¬
demokratischen Antrag zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit gegen einige Stimmen der
Rechten angenommen. Fast alle Abgeordneten
der Regierungsparteien, die zum größten Teil
da § Haus verlassen hatten , enthielten sich der
Stimme. Die Zentrumsfraktion hatte vorher
vergeblich beantragt , die Debatte zu Unter¬
brechen und am Freitag vormittag fortzu¬
setzen, da die Redner sonst über wichtige
Dinge vor halbleerem Haus sprechen müßten.
In dem SPD -Antrag wird die Bundesregierung
ersucht, ein ausführliches Programm zur Ar¬
beitsbeschaffung mit dem Ziel der Vollbe¬
schäftigung vorzulegen.

Götzendorf an Heuss:
„Ich stelle mich unter Ihren Schutz “

Von unserem DND - Korrespondenten

v.W . Bonn . Bundestagsabgeordneter Gün¬
ther Götzendorf richtete am Mittwoch
ein Telegramm an Bundespräsident Heuss ,
in dem es heißt : „Ich stelle mich unter Ihren
Schutz .“ Götzendorf erklärte weiter , die um¬
strittenen Interpretationen der Geschäftsord¬
nung für seinen Ausschluß von 20 Sitzungen
könnten nur vom Bundesverfassungsgerichts¬
hof geklärt werden. Da dieser Gerichtshof
noch nicht konstituiert sei, möge der Bun -
derpräsident dafür eintreten , daß der Aus¬
schluß -Entscheid vorläufig nicht wirksam
werde.

Jugend in Not
Groß und echt ist die Not unserer Jugend,

und wer ein Herz für junge Menschen hat ,
erschrickt immer wieder von neuem über ihr
Ausmaß. So strömen, nach gewissenhaften
Schätzungen monatlich 4000 bis 5000 Jugend¬
liche im Alter bis zu 25 Jahren in das Bun¬
desgebiet ein. Sie streben den Industriezentren
in Rheinland-Westfalen, im Ruhrgebiet und
der französischen Besatzungszone zu , hoffen ,
dort Obdach und Verdienst zu finden. Sie
kommen zu den mehr als 500 000 Jugendlichen,
die arbeitslos, heimatlos und entwurzelt , mit
einem Wort, gefährdet sind.

Besorgniserregend sind die Gefahren , die
sich aus diesem Notstand ergeben. Nihilismus
und Radikalismus werden sich mehren, das
kulturelle Niveau sinkt immer weiter , die
volkswirtschaftliche Entwicklung wird ge¬
hemmt und die sozialen Lasten werden zu
einer drückenden Belastung. Es entstehen
Schädigungen, die vielleicht überhaupt nicht
mehr heilbar sind, wenn es nicht bald gelmgt,
die soziale und seelische Not unserer Jugend
zu lindern und zu beseitigen. Denn in kurzer
Zeit werden etwa weitere 140 000 junge Men¬
schen , welche die . Schule verlassen, sich um
Lehr- und Arbeitsstellen bemühen, und wei¬
tere geburtenstarke Jahrgänge folgen bis zum
Jahre 1954.

Um ' diesem Elende zu begegnen und um
wenigstens in bescheidenem Umfang die Le-
bensbedingungen eines Teils unserer gefähr¬
deten Jugendlichen zu verbessern , haben die
freie Wohlfahrtspflege, kommunale und staat¬
liche Stellen Jugendheime , Jugenddienste und
Jugendselbsthilfewerke gegründet , ausgebaut
und im „Jugendaufbauwerk “ zusammengefaßt.
Diese Dachorganisation koordiniert die ein¬
zelnen Aufgaben seiner Glieder, vertritt die
Landesarbeitsgemeinschaften bei Behörden
und in der Öffentlichkeit, pflegt einen erfolg¬
bringenden Erfahrungsaustausch und unter¬
stützt erforderlichenfalls die einzelnen Maß¬
nahmen.

Wohl sind bis jetzt die Mittel und Möglich¬
keiten des gesamten Jugendaufbauwerks be¬
grenzt gewesen und es ist nicht anzunehmen,
daß sie ohne ausreichende staatliche Hilfe, so¬
wohl in gesetzlicher als auch in finanzieller
Hinsicht, auf das tatsächlich erforderliche Maß
erweitert werden können. Doch was geschaffen
wurde , ist nicht unbeachtlich. So sind, meist
in den Großstädten und in den Industriebe¬
zirken , 400 Wohnheime entstanden . 20 000
junge Menschen wohnen darin und weiteren
30 000 sind sie schon eine Herberge gewesen.
Sie ersetzen vielen Werktätigen und Heimat¬
losen wenigstens teilweise das unersetzbare
Elternhaus . Freilich, stellt man diesen Zahlen
die Gesamtzahl der entwurzelten Jugendlichen
gegenüber, so zeigt sich, wie wenig Hilfe erst
gewährt und wie umfangreich die noch zu lei¬
stende sozialpolitische Arbeit ist. Die Mittel
nach dem Soforthilfegesetz werden jedoch
wieder einige Pläne verwirklichen lassen.

Um an jungen Menschen wirkliche Erzie¬
hungsarbeit leisten zu können, benötigen diese
nicht nur Heim, Nahrung, Kleidung und die
sonstigen Dinge des täglichen Lebens, son¬
dern auch Arbeit. Und diese ist in manchen
Gegenden so rar wie das Geld beim Jugend¬
aufbauwerk . Es wird deshalb in einigen Hei¬
men versucht, Lehrwerkstätten einzurichten,
um Jugendliche für einen Handwerksberuf
anzulernen oder auszubilden. Ein solches Vor¬
haben ist sehr teuer . Erfolgversprechender
und leichter zu erschließen sind Arbeitsplätze
im Wald , bei Aufforstungen, bei Trainage-
arbeiten , beim sozialen Wohnungsbau, beim
Bau von Kindergärten , Schüler- und Jugend¬
heimen, Sporthäusem , Spielplätzen und ande¬
ren Tätigkeiten gemeinnütziger Art. Sie bil¬
den eine zusätzliche Arbeitsbeschaffung und
beeinträchtigen nicht den Arbeitsmarkt der
freien Wirtschaft.

Jungen Menschen Heim und Arbeit zu
schaffen , Beruf und Arbeit zu vermitteln , be¬
vor sie in der Verwahrlosung abzusinken '
drohen, ist lohnender als Steuergelder in
Geschlechtskrankenhäuser, Jugendgefängnisse
und Fürsorgeanstalten zu geben. Die Jugend¬
not ist zu einem Problem der Allgemeinheit
geworden. Sie zu lindem und zu beseitigen,
dürfte auf verschiedene Weise möglich sein.
Das Jugendaufbauwerk hat eine der Möglich¬
keiten nicht erfolglos praktiziert PS .

Lesen Sie heute auf Seite 6 und 7 in den

£> etmat * 9tocf)ricf)ten
Der Zweck der Feuerschutzabgabe
Eine richtige Sportanlage
Vom Handarbeitsunterricht

„Die Kirche will nicht an die Macht!“

Gesangverein „Lyra“ in Spessart
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Abkommen mit Ostzone
soll den gesamten Handel umfassen

Von unserem DND - Korrespondenten
v. W. Bonn . Die deutsche Bundesregierungwird , wie zuverlässig verlautet , demnächst

Schritte ergreifen , um ihren gesamten Handel
mit der Ostzone in das Abkommen Uber den
Interzonenhandel vom Oktober lu49 einzube¬
ziehen. Dieses Abkommen, das für ein Jahr
Gültigkeit haben sollte, sieht einen Warenaus¬
tausch im Werte von 300 Millionen DM vor.
Bisher fand der größte Teil des Interzonen¬
handels außerhalb dieses Abkommens statt .
Die Ostzone hat in diesem Handel bereits
einen sehr erheblichen Fehlbetrag anlaufen
lassen. Das bedeutet , daß die Marshallhilfe
für Westdeutschland immer mehr den wirt¬
schaftlichen Wiederaufbau in der Ostzone un¬
terstützt . Gleichzeitig verringern sich die
Möglichkeiten der Bundesrepublik, Dollars zu
verdienen , in bedrohlichem Ausmaß. Es ist
daher natürlich , daß die Bundesregierung mit
den Westmächten übereingekommen ist , den
Stahlexport in die Ostzone einzuschränken.

Vertreter der britischen Behörden betonen
in diesem Zusammenhang, daß der Stahlex¬
port in alter Höhe wieder aufgenommen wer¬
den könne, sobald die Handelsbilanz zwischen
der Bundesrepublik und der Ostzone wieder
ausgeglichen sei .

•

Schlange-Schöningen
Generalkonsul in Washington

Vonunserem DND - Korrespondenten
v.W . Bonn . Dr. Schlange - Schönin¬

gen , der frühere Leiter des Zweizonenernäh¬
rungsamtes ist , wie vorauszusehen und von
uns bereits angekündigt , zum deutschen Ge¬
neralkonsul in Washington bestellt wor¬
den. Er wircf seine Tätigkeit voraussichtlich
im April aufnehmen . Über die Generalkon¬
suln in London und Paris ist noch nicht ent¬
schieden worden.

Verteidiger beantragt Freispruch
Schlußplädoyer im Hedler-Prozeß

Kiel (DND) . Im Prozeß gegen den Bun¬
destagsabgeordneten H e d 1 e r forderte der
Verteidiger am Freitag den Freispruch seines
Mandanten . Es liege in allen fünf Anklage¬
punkten kein begründeter Tatverdacht vor.
Der Hauptbelastungszeuge Fischer sei nicht
glaubwürdig. Er habe seine Stichworte aufge¬
zeichnet, ohne zu unterscheiden, ob es Zwi¬
schenrufe der Zuhörer waren , ob Hedler aus
Zeitungen vorlas, oder ob er seine Meinung
sagte.

„Wir wollten legale Partei gründen“
Interessante Aussagen im Belgrader Prozeß
Belgrad (DND) Hier wurde der Prozeß

gegen 15 Jugoslawen fortgestzt, die unter der
Anklage stehen, eine terroristische Organisa¬tion , den sogenannten „Bund jugoslawischerVölker“

, gegründet zu haben mit dem Ziel,das bestehende Regime zu stürzen. Sechs der
Angeklagten erklärten , sie seien nicht oder
nur teilweise schuldig . Sie hätten lediglich
eine legale nicht-kommunistische Partei grün¬
den wollen. Einer sagte : „Wir wollten eine
legale Partei , weil wir dachten, daß es in Ju¬
goslawien viele Leute gibt, die keine Kom¬
munisten sind.“

Die amtliche jugoslawische Nachrichten¬
agentur meldet jedoch, daß sich alle Ange¬
klagten schuldig bekannt hätten .

Hat Dr . Fuchs gestanden?
„Als ich den Zweck der Arbeiten erfuhr ,

beschloß ich , Rußland zu informieren“
London (DND) . Am Freitag wurde hier

das Strafverfahren gegen den Atomforscher
Dr. Fuchs, eröffnet. Die Anklage lautet auf
Verrat von Geheiminformationen über die
Atomenergie in zwei Fällen.

Der Angeklagte hatte bis vor kurzem im
Dienste des britischen Versorgungsministe-
riums einen wichtigen Posten als Atomfor¬
scher inne. Der Anklagevertreter trug vor:
Dr. Fuchs wurde im Jahre 1911 in Frankfurt
geboren, als früheres Mitglied der KPD floh
er nach England. Im Jahre 1942 begann er
seine Tätigkeit im Rahmen der britischen
Atomforschung. Er erwarb durch Naturalisa¬
tion die britische Staatsangehörigkeit und lei¬
stete der britischen Krone den Treueid. Als es
später klar wurde .daß Informationen in un-
rechte Hände gelangt waren , wurden in Groß¬
britannien und Amerika Ermittlungen ange¬
stellt , die auf Fuchs als Täter hindeuteten.

Der Anklagevertreter verlas dann eine Er¬
klärung , die Fuchs freiwillig gegenüber einem
Beamten der Sicherheitspolizei abgegeben ha¬
ben soll . In dieser Erklärung heißt es :

„Als ich den Zweck der Arbeiten erfuhr ,
beschloß ich, Rußland zu informieren. Zu
jener Zeit hatte ich völliges Vertrauen in die
russische Politik. Nach dem Kriege hatte ich
hierüber Zweifel, später mißbilligte ich viele
Maßnahmen der russischen Politik. Ich kam
zu dem Entschluß, daß ich die Weitergabe von
Informationen nicht fortsetzen könne, ohne
sicher zu sein , daß ich das Richtige tue. Alles
was ich jetzt tim kann , ist, den von mir an¬
gerichteten Schaden wieder gutzumachen.“

Ein Beamter des Sicherheitsdienstes erklärte ,
Fuchs habe ihm gesagt, er glaube jetzt , der
russische Kommunismus sei etwas , das man
bekämpfen müsse.

Der Verteidiger erklärte , er werde in diesem
Stadium keine Zeugen benennen.

Gegen Fuchs wurde dann das Hauptverfah¬
ren vor dem Londoner Kriminalgericht er¬
öffnet, wo die Verhandlungen vor einem Rich¬
ter und einer Geschworenenbank erfolgen
werden.

Wieder einmal den Saal verlassen. Auf der
Dienstag-Sitzung des Wirtschaftsausschusses
der UN forderte der Sowjetdelegierte den
Ausschluß der Vertreter der chinesischen Na¬
tionalregierung . Nach Ablehnung des An¬
trags verließ er .gefolgt von den Vertretern
Polens und der Tschechoslowakei , den Saal.
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Paris verzichtet
auf Pachtung der Saar -Gruben

Endgültige Regelung erst in Friedensvertrag
W a s h i ng ton (DND) . Nach Informationen

aus amtlichen hiesigen Kreisen hat Frankreich
jetzt auf die Pacht der Saargruben verzichtetund sich bereit erklärt , diese Frage zum Ge¬
genstand endgültiger Friedensverhandlungen
zu machen .

In Washington wird erwartet , daß die in¬
folge der französischen Pläne laut gewordenen
Befürchtungen in der deutschen Bundesrepu¬blik nunmehr hinfällig werden.

Die französischeRegierung beabsichtigte be¬kanntlich, die Saargruben auf die Dauer von
50 Jahren zu pachten. Die USA und Großbri¬tannien haben jedoch gegen diesen Vorschlagprotestiert und erklärt , daß eine derartigeHandlungsweise den Friedensvertragsver¬
handlungen zuvorkommen würde.

Formosa soll sich selbst verteidigen
US-Außenministerium zur Chinafrage

Washington (AD) . Die Regierung der
Vereinigten Staaten ist auch weiterhin ent¬
schlossen , sich in Formosa nicht militärisch
einzumischen und vertritt die Ansicht , daß die
chinesische Nationalregierung die Insel ver¬
teidigen könne, wenn sie die zur Verfügung
stehenden Kräfte wirksam einsetze.

Das Außenministerium veröffentlichte eine
Erklärung , in der erneut bestätigt wird , daß

die USA die National-Behörden in China an¬
erkennen. Es wird jedoch hinzugefügt,, falls
ein Organ der Vereinten Nationen mit ein¬
facher Mehrheit bestimmen sollte, die kom¬
munistische Regierung in China anstelle der
National-Behörden als Mitglied anzusehen,dann würden sich die USA dem Willen der
Mehrheit fügen. Das würde jedoch nicht eine
Anerkennung des kommunistischen Regimesbedeuten.

Pas Außenministerium hat ferner bei der
chinesischen Nationalregierung gegen die
Bombardierung amerikanischen Eigentums in
Schanghai Protest erhoben.

Das Repräsentantenhaus nahm eine Vorlagean, wonach Südkorea und Formosa, der Sitz
der National-Behörden, kurzfristige Wirt¬
schaftshilfe erhalten sollen . Damit wird die
vor 14 Tagen mit Stimmenmehrheit erfolgte
Ablehnung voll rückgängig gemacht .

Kohlen werden rationiert
Das Bundesgericht der USA erließ eine

Note, in der die streikenden Bergarbeiter
aufgefordert werden, an . ihren Arbeitsplatzzurückzukehren.

Die Regierung hat eine scharfe Rationierungder Kohlenvorräte angeordnet. Der Eisen¬
bahnverkehr ist bereits stark eingeschränktworden. Die Gouverneure einiger Staaten ha¬
ben Kohlenverwalter eingesetzt, die sämtliche
Kohlenvorräte neu verteilen sollen .

Freund oder Gefangener des Kremls ?
Gerüchte um Mao-Tse -Tungs Moskauer Auf¬
enthalt wollen nicht verstummen — Empfangbeim Obersten Sowjet — Amtliches Kommu¬

nique über Verhandlungen erwartet
Moskau (DND) . Der Vorsitzende des Prä¬

sidiums des Obersten Sowjet, Schwernik, gabhier einen Empfang für den Führer der chine¬
sischen Volksrepublik, Mao-Tse -Tung. Dem
Empfang wohnten der stellvertretende Mini¬
sterpräsident Molotow sowie zahlreiche füh¬rende Persönlichkeiten teil.

Tags zuvor besichtigte Mao-Tse -Tung ein
sowjetisches Flugzeugwerk und die größte
sowjetische Autofabrik. Ein Kommuniqueüber seine Verhandlungen im Kreml wird
hier in Kürze erwartet .

*
Die Tatsache, daß sich der chinesische Kom¬

munistenführer nun schon seit zwei Monaten
in der russischen Hauptstadt aufhält , ohne
daß bis jetzt positive Ergebnisse seiner dor-*
tigen Verhandlungen bekannt wurden , hat
begreiflicherweise zu zahllosen, mehr oder
weniger stichhaltigen Vermutungen und Kom¬
binationen geführt.

So sollen, nach einer Meldung aus Hong¬
kong, Mao - Tse - Tung und sein Außen¬
minister Tschou - En - Lai durch plan¬
mäßige Verzögerungsmanöver der Sowjets in
Moskau zurückgehalten werden, ja praktisch
„Gefangene des Kremls “ seien, da sie
es bis jetzt nicht vermocht hätten , ihre eige¬
nen , nationalkommunistischen Tendenzen mit
den russischen Forderungen in Einklang zu
bringen.

Stalin, so wird behauptet , glaube Anlaß zu
der Befürchtung zu haben , daß Mao-Tse -Tung
sich nach seiner Rückkehr in einen „zweiten
Tito“ verwandeln könne. Um diese Gefahr
ein für alle Mal auszuschalten, sei in Peking
inzwischen eine absolut moskautreue Gruppe
der chinesischen Kommunisten unter Führung
Liu-Schau -Schis dabei, die Macht schrittweise
an sich zu reißen.

Der Ruf von

Man wird gut daran tun , diese und ähnliche
Nachrichten zunächst mit gebührender Skepsis
zu betrachten. Sicher gibt es eine Unzahl von
Reibungspunkten zwischen dem kommunisti¬
schen China und Moskau: die Mandschurei,
die Mongolei und das chinesische Turkestan .
Mao Tse Tung erklärte zudem, er habe keines¬
wegs die Absicht , nur mit der UdSSR allein
Handel zu treiben , obwohl dies Moskau gern
sehen würde. Aber China braucht den Han¬
del mit den anderen Ländern, schon weil es
sich die Währungen beschaffen muß. um den
Reis zu bezahlen, den es zu importierengezwun¬
gen ist. Abgesehen davon ist China in punkto
Kapitalhilfe vollkommen von der westlichen
Hemisphäre abhängig, da ihm Moskau kaum
dazu verhelfen kann, eine umfassende Indu¬
strialisierung durchzuführen . Wenn es auch
klar sein dürfte , daß der chinesische Kommu¬
nistenführer nicht als Vasall zu Stalin gekom¬
men ist , sondern als gleichberechtigter Freund
und Verbündeter, so darf man dabei nicht
vergessen, wie eng die Bindungen zwischen
den chinesischen und den russischen Kommu¬
nisten sind, die eine Vielzahl von Belastun¬
gen ertragen haben, seit beide Staaten die
Krisen ihrer Revolution überwanden.

Mao Tse Tung und seine Mitarbeiter ver¬
danken ihren Sieg der systematischen An¬
wendung marxistisch-stalinistischer Metho¬
den, die sie von der Sowjetunion übernahmen.
Den ideologischen Lehren, den Rezepten der
praktischen Politik, die sie aus Moskau be¬
zogen haben, verdanken sie alles. Sie haben —
wenigstens bis jetzt — niemals aufgehört, rege
freundschaftliche Beziehungen zu den sowjeti¬
schen Führern , der dritten Internationalen,den Komintern und dem Polit-Büro zu unter¬
halten . Die Linie ihrer Politik folgte stets der
sowjetischen und es wäre nur eine normale
Entwicklung, wenn dies , wie man in Moskau
durchblicken läßt , zu einem Freundschafts¬
vertrag zwischen den beiden Staaten führen
würde.

Oberfiausen
Christliche Sozialpolitiker tagten

Der Sozialausschuß der CDU für Stadt -
und Landkreis schreibt:

An der Tagung der Sozialausschüsse der
CDU und CSU in Oberhausen (Rheinl .) in
der Zeit vom 3 . bis 5 . Febr ., über die in der
EZ vom 6 . Febr . berichtet wurde , haben aus
dem Sozialausschuß des Kreises Karlsruhe -
Stadt und -Land drei Vertreter teilgenom¬
men. An die 500 Delegierte und Gäste aus
dem ganzen Bundesgebiet einschließlich Ber¬
lin waren im Kettler -Haus in Oberhausen-
Osterfeld am Samstag und Sonntag versam¬
melt.

Für jeden , der an der Tagung teilnahm ,
war es ein tiefes inneres Erlebnis . Auch wer
nicht den Menschen nahestand , die sich den
besonderen sozialen Aufgaben innerhalb der
Christlich-Demokratischen Union verpflichtet
haben , fühlte , daß es hier nicht um partei¬
politische Dinge ging, sondern daß sich hier
Männer , die größtenteils vor dem Jahre 1933
führend in der Christlichen Gewerkschaft
und konfessionellen Arbeiterbewegung tätig
waren , zusammengefunden hatten , um das
große Problem, die Besserung der sozialen
Lage der Arbeitnehmerschaft zu behandeln .
Die Sozialausschüsse haben sich auf der Ta¬
gung straff zusammengeschlossen. Die Frage
der Einheitsgewerkschaft wurde bejaht . Die
wichtigste Voraussetzung der Einheitsgewerk¬
schaft bleibe ihre unbedingte parteipolitische
und religiöse Neutralität .

Zum Vorsitzenden wurde Bundesminister
Jakob Kaiser einstimmig gewählt , Johannes
Albers und Landesarbeitsminister Eugen Wir-
sching zu Stellvertretern .

In der Präambel der einstimmig angenom¬
menen Satzung der Sozialausschüsse wird ge¬
sagt, daß die Sozialausschüsse die Zusammen¬
fassung der christlich-demokratischen Arbeit¬
nehmerschaft (Arbeiter , Angestellte , Beam¬
tenschaft) sind.

Ihre Aufgabe ist es soziales Gewissen und
soziale Kraft der CDU zu sein . Der Zweck
der Sozialausschüsse ist die Sammlung und
Aktivierung der gesamten christlich-demo¬
kratischen Arbeitnehmerschaft zum Zwecke
der Einflußnahme auf das politische Leben.

Am ersten Tag sprachen über „Form und

Ausbau . der Sozialausschüsse im Bundesge¬
biet“ Dr. Josef Bock (Lehrgangsleiter
im Adam-Stegerwald-Haus in Königswinter) ,über die Lage der Arbeiterschaft in Berlin
Gewerkschaftssekretär der Ugo-Berlin, Hein¬
rich Kreil , ferner Bundesarbeitsminister An¬
ton Storch . Er führte aus, daß das deut¬
sche Volk vor ungeheuerlichen Problemen
stehe . Minutenlanger Beifall durchbrauste
den Saal , als er mitteilte , daß die Bundes¬
regierung in diesen Tagen eine Vorlage ein-
bringen werde , in der die Hälfte unserer Ar¬
beitslosen untergebracht werden . Das Ar¬
beitslosenproblem sei das Problem Nr . 1 das
die jetzige Bundesregierung lösen muß.

Am zweiten Tag wurde das Thema des
Mitbestimmungsrechts eingehend von Dr. Jos.
Bock und dem Landesarbeitsminister Eugen
Wirsching von Süd-Württemberg behandelt .
Uber die gewerkschaftliche Situation sprach
der 2. Vorsitzende des Deutschen Gewerk¬
schaftsbundes Matthias Föcker.

Die Richtlinien zu der Frage der Mitbe¬
stimmung wurden einstimmig angenommen,
die besagen, daß der Arbeitnehmer in der
Wirtschaft als gleichberechtigter Faktor an¬
erkannt werden muß . Die Sozialausschüsse
der CDU und CSU fordern die gesetzliche
Verankerung und praktische Verwirklichung
des Mitbestimmungsrechts auf der Ebene des
Betriebs und des Unternehmers sowie in der
Selbstverwaltung der Wirtschaft. Der Mensch
muß im Mittelpunkt der Wirtschaft stehen.

Die Sozialausschüsse der CDU und CSU
fordern :
1 . Zum Betriebsrätegesetz den baldigen Er¬

laß eines einheitlichen Betriebsräterechts ,
2 . die Wiederherstellung der Sozialversiche¬

rung , die paritätische Zusammensetzung
der Organe mit Ausnahme der Knapp¬
schaftsversicherung, in der nach dem alten
Recht die Versicherten * 'a der Beiträge zah¬
len sollen.
In der Frage der Reform der Sozialver¬

sicherung bekannten sich die Delegierten zu
dem Grundsatz, daß derjenige, , der durch ,
seine Beiträge Ansprüche auf Leistungenyer¬
worben hat, in jedem Falle bessergestellt sein

soll als der Fürsorgeempfänger . Die Sozial¬ausschüsse fordern erneut die Beibehaltungder gegliederten Sozialversicherung, insonder¬heit der selbständigen Angestelltenversiche¬
rung und der verschiedenen Krankenkassen¬
arten .

Zur Frage der Arbeitslosenversicherung be¬
kannten sich die Delegierten dafür , daß eine
Bundesanstalt für die Arbeitslosenvermittlungund Arbeitslosenversicherung geschaffen wird,die wie alle Sozialversicherungsträger nach
dem Grundsatz der Selbstverwaltung gefühltwird . Zum Soziallohn wurde angeregt, Fami¬
lienausgleichskassen zu schaffen, die ebenfalls
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern in der
Selbstverwaltung zu führen sind.

Am Nachmittag fand dann noch eine große
öffentliche Kundgebung statt , in der Bundes¬
minister Jakob Kaiser , Landtagspräsident
Gengier und Bundeskanzler Dr. Adenauer
sprachen . H .V.

Die Kirche will nicht an die Macht
Dr. Gerstenmaier über „Christliches Abendland

m der Europapolitik der Gegenwart "
Karlsruhe . In der Vortragsreihe der

Evang . und Kath . Arbeitsgemeinschaft sprach
am Dienstag der Leiter des Ev . Hilfswerks , Bun -
destagsabg. Dr . Gerstenmaier, über das Thema
„Christliches Abendland in der Europapolitik
der Gegenwart Sein Leitmotiv war die feste
Überzeugung von der Weitüberlegenheit des
christlichen Glaubens, die darin besteht , daß die
Geschichte zu dem Ziel dieses Glaubens ninge -
ianqt , zu dem Reich Gottes Von diesem Stand¬
punkt aus behandelte der Redner drei aktuelle
Grundfragen der heutigen Europapolitik , das
Problem der Demokratie in Europa , die Frageder europäischen Einheit und die Frage der po¬litischen Aufgaben der christlichen Kirchen in
Eurooa .

Bei der Behandlung des Problems der Demo¬
kratie in Europa verkannte der Redner nicht
die Gefahren, die der liberalen Demokratie
drohen und verschwieg auch nicht die Mängel ,die ihr anhaften. Eindeutig trat er für eine Be¬
grenzung der Willkür der Mehrheit ein . Die
Unterstellung, daß die Mehrheit der Zahl immer
das rechte wolle , sei nicht tragbar. Entschei¬
dend sei , ob der jeweilige Mehrheitsbeschluß
eine sittliche Rechtfertigung besitze , und ebenso
entscheidend sei , daß die Rechtssicherheit auch
gegen die teweilige parlementarische Mehrheit
garantiert sei Zur Demokratie gehöre auch eine
Wirtschaftsgestaltung, die sich verantworten
läßt von den Grundsätzen des Rechts und der •
Menschlichkeit. Die Christenheit aber sollte
nicht nur als Verteidigerin des Eigentumsbe¬
griffs — was etwas anderes sei als Verteidigung
der gegenwärtigen Besitzvartältnisse —, son¬
dern gleichermaßen für das Wagnis einer ech¬
ten modernen Sozialgestaltung eintreten. Das
sei das Problem überhaupt, das unser Jahr¬
hundert zu löse l hat.

Hinsichtlich der europäischen Einheit sagte
Dr . Gerstenmaier, das Christentum habe das
staatliche Leben in Europa bis heute einheit¬
lich bestimmt und die neuere Geschichte auf
eine Ebene gehoben , die noch von keiner an¬
deren Idee überboten worden ist . Wir brauch¬
ten die im Geist der Freiheit und Gerechtigkeitverbundene europäische Völkergemeinschaft .
Sonst würden an die Stelle der Kriege der Völ¬
ker und Nationen die Kriege der Klassen und
Schichten treten. Europa müsse aber dem Krieg
in jeder Form, also auch dem Bürgerkrieg die
Spitze bieten, wenn es bestehen wolle . Daher
gebe es keine wahrhafte europäische Politik
ohne den christlichen Glauben , der die Ver¬
söhnung bringe .

Bei der Behandlung der politischen Aufgaben
der christlichen Kirchen betonte Dr. Gersten¬
maier ausdrücklich, daß es nicht darum gehen
könne , die Macht der Kirche im Staat und gegen¬
über dem Staat zu vermehren. Die Kirche bleibt
auch bei Ihrer Einflußnahme auf das öffentliche
Leben dienende Kirche . Die Kirche will nicht
an die Macht ! Die politischen Organisationen
müssen ihrem Wesen nach an die Macht wollen .
Die Kirche will mit ihrem Dienen erreichen ,
daß die Verantwortung gegenüber den öffent¬
lichen Aufgaben im Sinne der Gebote Gottes
und Jesu Christi ausgeübt wird.

Dr. Gerstenmaier wandte sich gegen eng¬
stirnigen Konfessionalismus und betonte die
Überlegenheit des christlichen Glaubens , dem
weder die intellektualistische Reflexion noch
die pessimistische Prognose angemessen ist.

(epd)

Explodierende 1000 -kg-Bombe tötet Feldhüter
Karlsruhe (SWK ) . Der Feldhüter Schrank

aus Durlach-Aue hatte bei der Begehung sei¬
nes Bezirks einen Bombenblindgänger von
1000 kg entdeckt, der etwa 60 cm tief im Bo¬
den steckte. Das Sprengkommando legte ihn
frei und stellte fest, daß beide Zünder bereits
entfernt waren . Nachdem die Bombe mitteLs
Seilwinde aus dem Boden gezogen war , mei¬
ßelte der Sprengmeister auch die Übertra¬
gungsladung heraus , so daß die Bombe an
sich unschädlich gemacht war . Als sie in die¬
sem Zustand hinter einem LKW auf die
Straße gezogen worden war , detonierte sie
dort aus bisher ungeklärten Gründen. Der
Bombenboden flog hierbei gegen den Last¬
wagen und traf den im Führerhaus sitzenden
Feldhüter Schrank so schwer, daß er auf der
Fahrt zum Arzt bereits seinen Verletzungen
erlegen ist .
Einem Arzt 244 Abtreibungen nachgewiesen
Karlsruhe (SWK ) . In eingeweihtenKrei¬

sen kursierte seit langem das Gerücht, daß
ein Karlsruher Arzt laufend verbotene Ein¬
griffe bei schwangeren Frauen vorgenommen
habe. An zuständiger Stelle wurden die Ge¬
rüchte weder dementiert noch bestätigt . Auch
der Name des Arztes war , „um die Ermitt¬
lungen nicht zu stören“ , nicht in Erfahrung
zu bringen . Im soeben veröffentlichten Mo¬
natsbericht der Polizei wird zum ersten Mal
der Fall amtlich erwähnt . In zwei Sätzen
meldet er „Eine auffallend hohe Zahl neh¬
men die Fälle wegen Abtreibung ein . Dies
erklärt sich dadurch, daß einem Arzt in 244
Fällen die Vornahme von Eingriffen nachge¬
wiesen werden konnte .“
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